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Hauptausschuss (HA) 26.06.2023 auf TO der BS gesetzt

Bürgerschaft (BS) 10.07.2023 geändert beschlossen

Keine Nutzung von Sporthallen zur

Flüchtlingsunterbringung

Beschluss:

Die Bürgerschaft spricht sich dagegen aus, Sporthallen im Eigentum der Universitäts- und
Hansestadt Greifswald zur Unterbringung von Asylsuchenden und Flüchtlingen zu nutzen. Der
Oberbürgermeister wird beauftragt, die städtischen Sporthallen nicht dem Landkreis
Vorpommern-Greifswald zur Flüchtlingsunterbringung anzubieten.

Die Bürgerschaft spricht sich erneut dafür aus, dass in der Universitäts- und Hansestadt
Greifswald vom Landkreis zur Unterbringung zugeteilte Geflüchtete zunächst möglichst in
dezen tralen Wohnungen untergebracht werden.

Die Bürgerschaft dankt den vielen ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern in der
Geflüchtetenhilfe für ihr bedeutendes Engagement. Diese Hilfe ist weiterhin sehr willkommen
und wird weiterhin dringend benötigt.1

1 Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

22 einige einige

\-.. g ert Liskow
“&.-, Prident der Bürgerschaft

‘..
.a‘1.l\I(-i .

BV-P-ö/07!0311 - Keine Nutzung von Sporthallen zur Flüchtlingsunterbringung


